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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 30.» September 1970 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Haidinger 
sowie der Bundesrichter Dr. Gelhaar, Dr. Mezger, 
Mormann und Dr. Hidderaann

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 12. Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Celle vom 15.
Juli 1968 wird auf Kosten des Klägers zurück­
gewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kaufmann beabsichtigte, auf sei­
nem Grundstück in H f H B  ein Gebäude zu errichten, 
in dessen Keller ein Lichtspieltheater eingebaut wer­
den sollte. Mit Vertrag vom 5. November 1956 vermiete­
te er dieses noch zu errichtende Theater für 20 Jahre 
unkündbar an den Kläger. Der monatliche Mietzins war 
auf 1 600 DM vereinbart. Die weiteren den Mietzins be­
treffenden Bestimmungen lauten:

Der Mieter wird als Preis für eine Eintritts­karte des ersten Parketts 1,50 DM bestimmen.
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Er räumt dem Vermieter hiermit das Recht ein, 
nach seiner Yfehl jeweils monatlich entweder 
den vertraglichen Mietzins oder 1 067 Eintritts­
karten des I» Parketts anstelle des Mietzinses 
zu fordern. ...
§15
Rach Ablauf von zehn Jahren und jeweils wie­
derum nach Ablauf von fünf Jahren ist jede 
Partei berechtigt, durch einen Sachverständi­
gen, den die Industrie- und Handelskammer, 
Hannover bestellen soll, die Angemessenheit 
des Mietzinses nachprüfen zu lassen. ..."

Nach § 6 des Mietvertrages sollte das Mietver­
hältnis am fage der Bezugsfertigkeit des Lichtspiel­
theaters beginnen. Es wurde am 20. Dezember 1957 er­
öffnet.

Der Kläger bezeichnete die Platzgruppen mit 
"Sessel, Sperrsitz, Mittelparkett, 1. Parkett,
2. Parkett". Die^Preise wurden bei der Eröffnung in 
der bezeichneten Reihenfolge mit 2,20 DM, 2 DM, 1,80 DM, 
1,50 DM und 1,20 DM festgesetzt. Schon vor der Eröff­
nung hatte der Kläger den Vermieter ge­
beten, dieser Platzeinteilung zuzustimmen. J| 

hatte dem widersprochen. .

Nach der Eröffnung des Lichtspieltheaters übte 
Janischewski mit Schreiben vom 24» Dezember 1957 das 
in § 5 des Mietvertrages bezeichnete Wahlrecht auf 
der Grundlage eines Kartenpreises von 1,80 DM aus.
Er stellte sich auf den Standpunkt, daß unter dem in 
§ 5 genannten 1. Parkett die dritteuerste Platzgrup-
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pe zu verstehen sei. Demgegenüber meint der Kläger, 
er habe zwar den Preis für das 1. Parkett auf 1,50 DM 
festsetzen müssen, es habe ihm aber freigestanden, 
welche Platzgruppe er als 1. Parkett bezeichne. Auch 
wenn das 1. Parkett die viertteuerste Platzgruppe sei, 
müsse deshalb der Vermieter seiner Mietzinaberechnung 
den Betrag von 1,50 DM zugrunde legen.

hat das Grundstück an den Beklag­
ten verkauft und übereignet. Im Kaufverträge hat er 
seine Mietzinsansprüche gegen den Kläger einschließ­
lich des Anspruchs auf erhöhten Mietzins an den Beklag­
ten abgetreten.

Um den Unterschiedsbetrag zwischen 1,80 DM und 
1,50 DM ist es bisher in allen um den Mietzins ge­
führten Rechtsstreitigkeiten gegangen. Der Betrag 
macht im Monat 1 067 x 0,30 DM « 320,10 DM aus. Im 
vorliegenden Rechtsstreit fordert der Kläger die 
Rückzahlung des für die Zeit vom 6. März 1964 bis 
März 1968 unter Vorbehalt gezahlten Mehrbetrages von 
insgesamt 15 709,40 DM.

Das Landgericht hat einen Anspruch des Beklag­
ten auf erhöhte Mietzahlung nicht für gegeben gehal­
ten und daher dem Kläger einen Rückzahlungsanspruch 
zugebilligt. Das Berufungsgericht hat die Klage ab­
gewiesen.

Mit der Revision verfolgt der Kläger den Klage­
anspruch weiter. Der Beklagte beantragt, die Revision 
zurückzuwei s en.



Bntscheidungsgründe:

I.

1» Der Kläger vertritt in erster Linie die Auf­
fassung, dem Beklagten habe das in § 5 des Mietver­
trages genannte Recht, den Mietzins nach dem Preis 
des 1» Parketts zu bemessen, Überhaupt nicht zuge­
standen „ Br meint, diese Bestimmung habe nur für den 
zur Zeit nicht gegebenen Pall der WährungsZerrüttung 
gelten sollen» Die eigentliche Sicherung gegen Kauf- 
kraftschwankungen enthalte die Bestimmung des § 15 
über die Zulässigkeit einer Neufestsetzung des Miet­
zinses nach Ablauf von zehn Jahren» Die Bestimmungen 
des § 5 und des § 15 regelten mithin verschiedene 
Sachverhalte»

2. Das Berufungsgericht führt aus: Dafür, daß 
die Wertsicherung des § 5 des Mietvertrages nur bei 
völligem Währungsverfall Platz greifen solle, sei 
nichts hervorgetreten» Dagegen spreche schon, daß der 
Zeitpunkt des Beginns der Erhöhung in solchem Pall 
ganz ungewiß wäre, weil nicht feststände, bis wann 
eine Geldentwertung noch hinzunehmen sei und von 
wann ab sie als "Inflation" rechne» Dem Vermieter sei 
es, wie die Beweisaufnahme ergeben habe, in dem Klä­
ger erkennbarer und von ihm auch erkannter Weise dar­
auf angekommen, gegen eine schleichende Geldentwertung 
gesichert zu sein, wie sie sich zur Zeit des Vertrags­
schlusses bereits angebahnt habe» Hiergegen könne nicht



eingewendet werden, eine solche Auslegung des § 5 
vertrage sich nicht mit dem § 15. Zunächst hätten 
sich beide Bestimmungen in den ersten zehn Jahren 
der Yertragszeit übexhaupt nicht gegenübergestanden, 
weil § 15 erst nach Ablauf von zehn Jahren anwendbar 
sei. Im übrigen sei es Sache der in § 15 bestimmten 
Sachverständigen, Überschneidungen, die sich aus der 
Rückwirkung des von ihnen gefundenen angemessenen 
Mietzinses ergeben könnten, bei ihrer festsetzung 
zu berücksichtigen und auszugleichen,

Biese Auslegung des Berufungsgerichts zeigt kei­
nen Rechtsirrtum. Entgegen der Meinung der Revision 
enthalten die Erwägungen des Berufungsgerichts kei­
nen Widerspruch. Es ist sehr wohl denkbar, daß die 
Parteien die Möglichkeit haben schaffen wollen, in 
den ersten zehn Jahren des Vertragsablaufes den Miet­
zins dadurch an die Kaufkraft des Geldes anzulebnen, 
daß er sich auf Verlangen des Vermieters nach dem 
Eintrittspreis für eine bestimmte Platzgruppe rich­
ten sollte, und daß die Parteien für die Zeit nach 
Ablauf von zehn Jahren die Möglichkeit vorgesehen ha­
ben, das Mietentgelt durch Sachverständige auf seine 
Angemeäsenheit nachprüfen und bei Unangemessenheit 
durch einen angemessenen Mietzins zu ersetzen. Denn 
es ist vorstellbar, daß auch ein mit einem bestimmten 
Eintrittspreis gekoppelter Mietzins im laufe der Zeit 
unangemessen wird. Gerade das behauptet der Kläger 
selbst. Nach dem Gutachten des Architekten Schröder, 
das sich die Revision zu eigen macht, sollen nämlich 
die Eintrittspreise für Lichtspieltheater, um die Ver-



luste durch der» sehr großen Zuschauerschwund. auszu­
gleichen, stärker erhöht worden sein, als es dem 
Steigen des Lehenshaltungsindex und der Geschäfts­
raummieten entsprechen wurde = Trotz der laufenden Er­
höhung der Eintrittspreise sollen andererseits infol­
ge .derlmrtsehaffliehen läge ■ ^ - i
ülaviruttoeihhahmen^ ie|jbb|jb

Wmiiißb ::'<le$vAuf f
;;:Öädhd?-: d e r  l i S a c ^ e i ^ ^ d i i  gedl:l:l|w9-i€©
^ddÄSpf':; .liupct depiSilitrittspreises bestimmten Miet- 
.;:i:ip:s'0ö'' un'dtdes: völitdep' Sachverständigen festgestell-

hier;::;::.ltf'dp;;er; EhisftJ^ 
idäf?Ä iä?dpi^Äng.^de|,;|äibŴ ::ÄIf;'
wordenen Frage, ob der Beklagte etwa, wenn die Sach­
verständigen den angemessenen Mietzins festgestellt 
haben, nach § 5 des Mietvertrages wiederum die Be— 
rechnung des Mietzinses auf Grund des Eintrittspreises 
für das 1, Parkett verlangen könnte , Diese Fragen ste­
hen im vorliegenden Rechtsstreit, in dem es um den er­
höhten Mietzins für die Zeit bis März 1968 geht, nicht 
zur Entscheidung» Die Revision macht selbst nicht gel­
tend, daß eine Feststellung des angemessenen Mietzin­
ses durch Sachverständige schon in die Mietzeit bis 
Marz 1968 eingriffe,, Aus dem von der Revision einge­
reichten Gutachten des Architekten Schröder ergibt sich 
vielmehr, daß der Kläger ihm am 1» August 1968 den 
Auftrag zur Erstattung eines Gutachtens gemäß § 15 des 
Mietvertrages erteilt hat. Danach könnte frühestens 
eine Neufestsetzung des Mietzinses nach § 15 des Miet­
vertrages mit Wirkung vom 1, September 1968 erfolgen.
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I» Zur Frage, ob für die MietZinsberechnung von dem 
bei Eröffnung des Lichtspieltheaters für den dribteuer­
sten Platz (Mittelparkett) verlangten Preis von 1,80 DM

das P a r k e t t :o de r d biipPr e i# ? :;;f ir
■ das -Beruf ungsgeri c,Tr

:htimmuagwäes.--§ . 5 des. Mietvertrages sei ;-au; 
■:iMndlungen - auszulegeny die ,bbi;' der. Beurkiti

âüS;||;i||3v3ey!|
' & rubij.fief / VeiS- 
lungi'HiM ■ Mi et-;?

vertragisigeführti^
v/urf des Anwalts des Vermieters Janischewski Vorgelegen, 
nach dem die Eintrittspreise in vier Platzgruppen einges­
tellt gev/esen seien, nämlich: Loge, Sperrsitz, 1, Platz 
und 2» Platz, Der später in 1„ Parkett umgenannte 1„Platz 
sei der dritteuerste Platz gewesen, Wenn das I, Parkett 
mit 1,50 DM in Beziehung zu dem Mietzins von 1 600 DM ge- 
Bptafeworden sex,7 so komme,:::;damife;zum Ausdruilt, i daß 
Vertragsparteien::nicht irgendein'1 Preis, sondern gerade 
der Preis des dritteuersten Platzes als wertbeständiger 
^knu^fungspunkt:;;'vprd;Aü̂ eii ̂gesfänden ' habe"Bs ..möge. /Bäihplpp 

preis ■ von 1,50 DM für das 1, Parkett' damals 
;M rii:c!i:'P̂ önanTit. wordeny;'^ er' 'aberli!^
Rechnungsgrundlage für die von den Parteien vereinbä̂ te';'Pl[: 
gleitendepPrP'i'iPrhöhung abgeben sollen, über diesen Preis 
■habe, der VermiPt:erV;'an: d-prjväilglip "der ■■
■ jfcr.it 1 sp re ise^ v th iiS äb e ii ''w plipE  e i  l i- l lv ''u n e rh e b lic h l |i |ib ;:;
;ä l:e;|'b?;:: d r i  11 eu ebb t Pf:0^1 a t  ä g r  ug> J p l  s p ä t.br '1 vom'' Mi e t  e r  ■ ■ b e z 'i lb |~  
:;n:e|-?t#er$£■<>. 'Hi e r g e r c h t , .  haß  ■ i l i i j ; ■

,■. .iillmpnatli 
zins.' auf:?:Grund, eines^AEintrittB^reis^pl^p^ -1,8Ö ;PÎ  
gosamr 067 x %B0 DM ~ 1 920,60 DM zu berechnen.
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2c Die Angriffe der Revision gegen diese Ausle­
gung können keinen Erfolg haben* Das Berufungsgericht 
geht mit Recht davon aus, daß die Parteien einen Ein­
trittspreis von 1,50 DM zum Ausgangspunkt genommen 
haben. Die Kartenzahl von 1 067 erklärt sieh nämlich 
daraus, daß bei einem Verkaufspreis von 1,50 DM 
1 067 Karten fast genau den vereinbarten Mietzins von 
1 600 DM ergeben« Zur Kennzeichnung des Kartenpreises 
von 1,50 DM hatten nach der Feststellung des Berufungs­
gerichts die Parteien eine Platzgruppe gewählt, für die 
in jener Zeit in vergleichbaren Lichtspieltheatern ein 
Eintrittspreis von 1,50 DM berechnet wurde. Dieser Platz­
gruppe wollte der Kläger die Bezeichnung ”1.Parkett“ geben. 
Wie er diese Plätze dann schließlich bezeichnete, war für 
die Vertragsparteien ebenso unerheblich, wie die Frage, 
welche und wieviel Platzgruppen teurer sein sollten und 
wurden. Hach der Auffassung des Berufungsgerichts konnte 
der Kläger diese Berechnungsgrundlage nicht nachträglich 
dadurch ändern, daß er das "1.Parkett" durch das Einschie­
ben eines "Mittelparkett" herabstufte und im Preise nied­
rig hielt. Wenn das Berufungsgericht davon spricht, ge­
rade der Preis des dritteuersten Platzes habe den Ver­
tragsparteien als wertbeständiger Anknüpfungspunkt vor 
Augen gestanden, so ist das, wie der Zusammenhang der 
Entscheidungsgründe ergibt, entgegen der Meinung der Re­
vision nicht widersprüchlich. Das Berufungsgericht stellt 
es in Wahrheit nicht entscheidend auf die Rangfolge ab.
Es v/ill offenbar nur sagen, daß der Eintrittspreis von 
1,50 DM bei Vertragschluß nach Vorstellung der Parteien 
der Preis für die dritteuerste Platzgruppe gewesen sei, 
nicht aber, daß der Kläger hätte verpflichtet Werden sol-
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len, diese Platzbezeichnung beizubehalten« Mit anderen 
Worten: Das Berufungsgericht legt den Vertrag dahin aus, 
der Beklagte habe an der Erhöhung des Preises derjeni­
gen Plätze entsprechend teilhaben sollen, für die die 
Parteien bei Vertragsabschluß die Bezeichnung "1.Parkett” 
vorgesehen hatten und die nach der damals ins Auge ge­
faßten Rangfolge an dritter Rangstelle standen« Diese 
tatrichterliche Würdigung einer Individualvereinbarung 
ist xm Revisionsverfahren nur beschränkt nachprüfbar. 
Einen Rechtsirrtum läßt sie nicht erkennen. Daß nach Ab­
lauf von zehn Jahren gemäß § 15 des Vertrages eine Heu­
festsetzung der Miete erfolgen konnte, hat das Berufungs­
gericht entgegen der Meinung der Revision gewürdigt. Es 
hat auch berücksichtigt, daß bei einer Heufestsetzung 
streitig werden kann, welche Bedeutung dann noch dem 
§ 5 des Vertrages zukoramt. Wenn es aus diesem Umstand 
nicht die von der Revision gewünschten Schlüsse gezogen 
hat, so liegt das im Rahmen der tatrichterlichen Ver­
tragsauslegung» Auf der Hilfservägung, Überschneidungen 
auszugleichen, sei Sache des oder der Sachverständigen, 
beruht die Auslegung des § 5 des Vertrages nicht» Die 
Präge, welcher Mietzins nach Ablauf der zehnjährigen 
Vertragsclauer angemessen ist, stellt sich, wie schon aus­
geführt worden ist, im vorliegenden Rechtsstreit nicht.



Der Kläger hat daher gezahlt, was er zu zahlen 
verpflichtet war. Das Berufungsgericht hat deshalb 
mit Recht die Klage abgewiesen. Die Kostenentschei­
dung beruht auf § 97 ZPO.

Dr, Haidinger ; Dr. Gelhaar Dr„ Mezger

Mormann Dr. Hidderaann
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